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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Schleswig-Holsteinischen Abgeord-
netengesetzes 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 

Artikel 1  
Änderung des Schleswig-Holsteinischen Abgeordnetengesetzes 

 
 
Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Schleswig-Holsteinischen 
Landtages (Schleswig-Holsteinisches Abgeordnetengesetz – SH AbgG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13.02.1991 (GVOBl. 1991, S. 100), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 20.06.2006 (GVOBl. 2006, S. 128), wird wie folgt geändert:  
 
 
1. § 47 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„§ 47 
Ausübung des Mandats 

 
(1) Die Ausübung des Mandats steht im Mittelpunkt der Tätigkeit eines Mitglieds des 
Landtags. Unbeschadet dieser Verpflichtung bleiben Tätigkeiten beruflicher oder an-
derer Art neben dem Mandat grundsätzlich zulässig. 
 
(2) Für die Ausübung des Mandats darf ein Mitglied des Landtages keine anderen als 
die gesetzlich vorgesehenen Zuwendungen oder andere Vermögensvorteile anneh-
men. Unzulässig ist insbesondere die Annahme von Geld oder von geldwerten Zu-
wendungen, die nur deshalb gewährt werden, weil dafür die Vertretung und Durch-
setzung der Interessen des oder der Leistenden im Landtag erwartet wird. Unzuläs-
sig ist ferner die Annahme von Geld oder von geldwerten Zuwendungen, wenn diese 
Leistung ohne angemessene Gegenleistung des Mitglieds des Landtages gewährt 
wird. Die Entgegennahme von Spenden bleibt unberührt. 
 
(3) Nach Absatz 2 unzulässige Zuwendungen oder Vermögensvorteile oder ihr Ge-
genwert sind dem Haushalt des Landes zuzuführen. Der Präsident oder die Präsi-
dentin macht den Anspruch durch Verwaltungsakt geltend, soweit der Erhalt der Zu-
wendung oder des Vermögensvorteils nicht länger als drei Jahre zurückliegt. Der An-
spruch wird durch einen Verlust der Mitgliedschaft im Landtag nicht berührt. Das Nä-
here bestimmen die Verhaltensregeln nach § 47a. 
 
(4) Tätigkeiten vor Übernahme des Mandats sowie Tätigkeiten und Einkünfte neben 
dem Mandat, die auf für die Ausübung des Mandats bedeutsame Interessenverknüp-
fungen hinweisen können, sind nach Maßgabe der Verhaltensregeln (§ 47a) anzu-
zeigen und zu veröffentlichen. Werden anzeigepflichtige Tätigkeiten oder Einkünfte 
nicht angezeigt,  kann das Präsidium ein Ordnungsgeld bis zur Höhe der Hälfte der 
jährlichen Abgeordnetenentschädigung festsetzen. Der Präsident oder die Präsiden-
tin macht das Ordnungsgeld durch Verwaltungsakt geltend. Das Nähere bestimmen 
die Verhaltensregeln nach § 47a.“ 
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2. Der bisherige § 47 wird § 47a und erhält folgende Fassung: 
 

„§ 47a 
Verhaltensregeln 

 
Der Landtag gibt sich Verhaltensregeln, die insbesondere Bestimmungen enthalten 
müssen über 
 
1. die Fälle einer Pflicht zur Anzeige von Tätigkeiten vor der Mitgliedschaft im Land-
tag sowie von Tätigkeiten neben dem Mandat; 
 
2. die Fälle einer Pflicht zur Anzeige der Art und Höhe  der Einkünfte neben dem 
Mandat oberhalb festgelegter Mindestbeträge; 
 
3. die Pflicht zur Rechnungsführung und zur Anzeige von Spenden oberhalb festge-
legter Mindestbeträge sowie Annahmeverbote und Ablieferungspflichten in den in 
den Verhaltensregeln näher bestimmten Fällen; 
 
4. die Veröffentlichung von Angaben im Handbuch und im Internet; 
 
5. das Verfahren sowie die Befugnisse und Pflichten des Präsidiums und des Präsi-
denten bzw. der Präsidentin bei Entscheidungen nach § 47 Abs. 3 und 4. 
 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.“ 
 
 
 
 
 
Monika Heinold  
und Fraktion  


